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Mathias Otto

UMWELTSCHUTZ

Endlager für Atommüll: Rügen ist raus

Deutschlands größte Insel gehört nicht mehr zumUntersuchungsgebiet

Die Insel Rügen gehört nicht mehr zum Untersu-
chungsgebiet für die Endlagersuche für Atommüll.
DiesesGebiet ist somit raus ausder Sucheund „wird in
der nächstenPhase der Endlagersuche nichtmehr be-
rücksichtigt werden.“ So lautete die Antwort des Um-
weltministeriums auf ein Schreiben der hiesigen Ver-
bandsversammlung des Zweckverbandes Wasserver-
sorgung und Abwasserbehandlung Rügen (Zwar) zu-
sammenmit dem Tourismusverband Rügen. Gemein-
samhatten sie sichgegendieWeiterverfolgungderSu-
che nach einem atomaren Endlager auf beziehungs-
weise vor Rügen ausgesprochen.

So würden laut Ministerium unter anderem die Boh-
rungsinformationen keine Salzmächtigkeit unter 100
Meter belegen. In der einzigen Tiefbohrung im Gebiet
seiman zur Erkenntnis gekommen, dass keinSteinsalz
vorhanden ist. „Damit besteht nunmehr die berechtig-
te Hoffnung, dass dieser sprichwörtlich bittere Kelch
an Rügen vorübergeht“, so das Fazit aus dem gemein-
samen Bekenntnis.

Die Bundesanstalt für Geowissenschaft und Rohstof-
fe (BGR) ist mit der Umsetzung der Endlagersuche be-
auftragt. In der ersten Phase wurde nach „Steinsalz-
Gebieten in flacher Lagerung“ gesucht und Rügen als
einer von 90 möglichen Standorten benannt.

Am 16. November 2021 hatte Landwirtschafts- und
Umweltminister Till Backhaus zu einer Landeskonfe-

renz zum Thema geladen, auf der bereits das Lan-
desamt fürUmwelt, Naturschutz undGeologie (LUNG)
von der zu geringen Mächtigkeit des Salzstockes be-
richtete und der Vertreter der Bundesgesellschaft für
Endlagerung (BGE) ausführte, dass bei Bestätigung
dieses Umstandes das Gebiet für weitere Untersu-
chungen nicht mehr herangezogen würde.

In dem Schreiben von der Insel Rügen hatten die
Verfasser im Herbst darauf hingewiesen, dass neben
den geologischen Kriterien, Naturschutz, Tourismus
und Landwirtschaft keine untergeordnete Rolle spie-
len dürfen. MV hat keine in großem Umfang produzie-
rende Industriezweige aufzuweisen, dafür große land-
wirtschaftlich genutzte Flächen. Mit seiner beeindru-
ckenden Landschaft sei die Insel Rügen eine nahe-
zu rein touristisch geprägte Region. „Ein Atommüll-
Endlager zumTeil unter derOstsee zuerrichten,würde
den Tourismus einbrechen lassen. Man würde damit
quasi die Lebensgrundlage einer ganzen Region zer-
stören.“

DieBürgermeister der Insel Rügenwolltender drohen-
den Gefahr nicht untätig entgegensehen. Sie erkann-
ten den ZWAR als geeigneten Zusammenschluss der
potenziell betroffenenStädte undGemeindenundbe-
auftragten den Geschäftsführer Axel Rödiger mit der
Kontaktaufnahme zum Tourismusverband und der
Formulierung einer gemeinsamen Erklärung.
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WEBLINK

KAMPF GEGEN KLIMAWANDEL

Der Industrie in MV bietet sich die Chance auf die
Weltmarktführerschaft

Schwerin |

Beim klimaneutralen Umbau der Wirtschaft steht die Industrie in MV vor einer „Jahrhundertchance“,
glaubt der DGB. Sie fordern einen Masterplan der Nordländer.
Flaute an der Werkbank: Zwei Jahre Corona-Krise ha-
ben den Aufschwung in der Industrie Norddeutsch-
lands ausgebremst. Einer am Donnerstag vom Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB) vorgestellten indus-
triepolitischen Entwicklungsstudie zufolge haben die
Unternehmen in MV, Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen, Hamburg und Bremen Auftragsflaute und Um-
satzeinbußenmit tausendfachemJobabbaubezahlen
müssen.

Während die Industrie nach der Finanzkrise seit 2014
deutlich stärker als erwartet zugelegt und 100.000
neue Jobs geschaffen habe, seien seit der Corona-
Krise 9200 Jobs gestrichen worden, analysierte Studi-
enautorin Karin Schmid vom arbeitnehmernahen Be-
ratungsunternehmen wmp consult.

Vor allem in MV: Im Nordosten bauten die Industrie-
unternehmen 1100 Stellen ab – ein Rückgang von 1,6
Prozent, der stärkste Personalabbau im Norden.

Dabei habe es vor allemden Schiffbau getroffen: Nach
der Finanzkrise hatte die Zahl der Beschäftigten in der
Branche noch um 25 Prozent zugenommen – beson-
ders in Niedersachsen und MV. In den vergangenen
beiden Jahren hätten aber 2500 Schiffbauer ihren Job
wieder verloren. Mit der Pleite der MV Werften in Wis-
mar, Rostock, Stralsund und Bremerhaven droht ein
weiterer Abbau Hunderter Jobs.

Norden bietet mehr als schöne Strände und Tou-
rismus

Nach den Krisenjahren sieht die Studie für die Indus-
trie im Norden allerdings wieder deutliches Wachs-
tumspotenzial: Beim Umbau zu einer klimaneutralen
Wirtschaft stehe die Branchemit ihren eineMillion Be-
schäftigten im Norden vor einer „Jahrhundertchan-
ce“, sagte Laura Pooth, Chefin des DGB-Landesbezirks
Nord: „Norddeutschland hat mehr zu bieten als schö-
ne Strände und Tourismus.“ So werde in der Region
bereits viel grüne Energie erzeugt, die für eine klima-
freundliche Produktion eingesetzt werde könne. Da-
mit habe der Norden „die Chance auf die Weltmarkt-
führerschaft“, sagte Pooth.

„Kleinstaaterei ist nicht angebracht“

Die Industrie stehe vor der großenHerausforderung, in
zwei Jahrhunderten entwickelte Verfahren und Ener-
giesystem in nur zwei Jahrzehnten in eine klimaneu-
trale Produktion umzustellen.

Allerdings brauche es dazu einer länderübergreifend
abgestimmten Industriestrategie – einen „Masterplan
für eine gemeinsame industrielle Zukunft“, forderte
Mehrdad Payandeh, Chef des DGB-Bezirks Nieder-
sachsen, Bremen, Sachsen-Anhalt, die Nordländer zur
Zusammenarbeit auf: „Kleinstaaterei ist nicht ange-
bracht“, meinte er, „kein Gegen- oder Nebeneinander
sondern ein Miteinander“.

Bislang gibt es der Studie lediglich eine Vielzahl von
Einzelinitiative im Norden, aber kein gemeinsam ab-
gestimmtesHandeln. So hatte beispielsweiseMV 2021
ein Industrie-Konzept vorgelegt, das unter anderem
den Ausbau der Wasserstofftechnologie fördern soll.
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Förderung an Tariflöhne binden

Zwar sei zu erkennen, dass die Nordländer eine ge-
meinsame Industriestrategie entwickeln wollten, sag-
te Pooth. Die Gemeinsamkeiten seien allerdings dann
am größten, wenn es um Forderungen fürmehr Inves-
titionen im Norden an den Bund gehe, meinte Payan-
deh.

Ansonsten gebe es bislang mehr ein Nebenein-
ander. Künftig brauche es aber eine gemeinsame

Investitions- und eine aufeinander abgestimmte För-
derstrategie, empfiehlt dieStudie.DieNordländer soll-
ten sich auf gemeinsame Förderschwerpunkte ver-
ständigen.

Dabei müssten Zuschüsse an ökologische Kriterien,
Tariflöhne und die Sicherung von Arbeitsplätzen ge-
knüpft werden, forderte Payandeh. Ohne föderale
Strukturenzubeeinflussen, solltendie Länder ihreFör-
derinstitutemitKreditermächtigungenausstattenund
zu Infrastrukturbanken ausbauen.
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Axel Bojanowski

WEBLINK

EU-TAXONOMIE-REGELN

Deutschlands Energiewende ist ein weltweit singuläres
Desaster

Die EU-Kommission hat Investitionen in neueGas- und Atomkraftwerke endgültig als klimafreundlich
eingestuft.DieneuenRegelnoffenbaren:DeutschlandsEnergiewende ist nicht klimafreundlich, dafür
aber teuer - ein weltweit einmaliges Desaster.

Die Europäische Kommission hat ihren endgültigen
Vorschlag zur Einstufung von Erdgas und Atomkraft
als nachhaltige Energiequellen vorgelegt. Mit der so-
genannten Taxonomie will die EU Geld von Finanzin-
vestoren, Banken und Versicherungen in beide Ener-
gieträger lenken.

Bis 2050 will die EU klimaneutral werden, setzt dabei
wesentlich auf den Ausbau von Windkraft und Solar-
energie. Weil deren Energieausbeute noch lange nicht
ausreicht und mit der Verfügbarkeit von Wind und
Sonne schwankt, werden ergänzend konstante Ener-
giequellen benötigt.

Bergige EU-Länder mit Wasserkraftpotenzial wie Ös-
terreich, Spanien oder Schweden sind versorgt: Was-
serkraft liefert dort verlässlich Strom. Diese Staaten
benötigen keine Kernkraft, um den klimaschädlichen
Energieträger Kohle zu ersetzen; manche opponie-
ren deshalb nun gegen die Förderung der Kernkraft
durchdie EU. Voraussetzung für Kernkraftförderung ist
laut EU-Taxonomie die Ausweisung eines Endlagers,
was erste Staaten bereits unternehmen, etwa Finn-
land und Schweden.

Für Deutschland hingegen sind die neuen EU-Regeln
ein Offenbarungseid: Als einziges Industrieland, das
nicht über nennenswerte Anteile von Wasserkraft ver-
fügt, steigt Deutschland aus der Kernkraft aus. Es
schaltet gar sechs laufende und bezahlte AKW ab -
weil in Japan ein Erdbeben und Tsunamiwellen ein
AKW zerstört hatten. Doch sowohl Japan als auch die
Ukraine, wo sich in Tschernobyl die andere historische

AKW-Havarie ereignete, setzen weiter auf Kernkraft.

Kernkraft ist nicht nur unbestritten eine klimafreund-
liche, sondern mit modernen Kraftwerken auch eine
besonders sichere Energietechnologie, was die Deut-
schen nach jahrzehntelanger Negativberichterstat-
tung über die ”Atomgefahr” noch immer überraschen
dürfte.

In Europa scheint Kernkraft nun eine Renaissance zu
erleben. Zahlreiche europäische Länder haben be-
reits angekündigt, Kernkraftwerke bauen zu wollen.
Deutschland hingegen setzt auf Erdgas, das nicht nur
klimaschädlich ist, sondern obendrein die politisch
heikle Abhängigkeit von Russland als Erdgaslieferan-
ten verstärkt.

Damit nicht genug: Die EU-Taxonomie erklärt Erdgas
nur unter strikten Bedingungen vorübergehend für kli-
mafreundlich, was für Deutschland schwere Bürden
bedeutet: Der CO2-Ausstoß von Gaskraftwerken muss
stark limitiertwerden, siemüssen zudemkonkret Koh-
lekraftwerke ersetzenund schonbald komplettmit kli-
mafreundlichem Wasserstoff betrieben werden kön-
nen.

”Grüner”, aus erneuerbaren Energien hergestellter
Wasserstoff soll die Klimabilanz von Gaskraftwer-
ken verbessern. Ein Gutteil davon müsste wohl nach
Deutschland importiert werden - woher, weiß noch
niemand. Sicher ist bei der deutschen Energiewen-
de nicht die Stromversorgung, sondern nur, dass ihre
Kosten auch in Zukunft unkalkulierbar bleiben.
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Manuela Puls

Lager-Gegner zerlegen Gutachten

Die neue Bundesumweltministerin soll rasch Position zum geplanten Bereitstellungslager in
Würgassen beziehen, fordert die Bürgerinitiative Atomfreies 3-Ländereck.

Würgassen/Beverungen. Die Bürgerinitiative Atom-
freies 3-Ländereck zieht das von der Bundesgesell-
schaft für Zwischenlagerung in Auftrag gegebene Ver-
kehrsgutachten in Zweifel. Die Expertise war zu dem
Schluss gekommen, dass die Lkw-Fahrten von und
zum geplanten Atommüll-Bereitstellungslager inWür-
gassen kein Problem darstellen.

Die Lagergegner stört es, dass das Gutachten von der
Beverunger Firma Nusec erstellt wurde. Das Unter-
nehmen habe sich bisher mit dem Rückbau kerntech-
nischer Anlagen beschäftigt und unter anderem mit
dem Rückbau des Kernkraftwerks in Würgassen sein
Geld verdient. Seitdem der abgeschlossen war, sei die
Bilanzsumme der Nusec stark gesunken. „Die leben
im direkten Speckmantel der Kernindustrie, wir ver-
muten da eine gewisse wirtschaftliche Abhängigkeit“,
sagte der Vorsitzende Dirk Wilhelm in einer Presse-
konferenz in der Beverunger Stadthalle, der überdies
auf angebliche Vernetzungen und Kapitalflüsse zwi-
schen Energieriesen und der BGZ verwies. Nicht nur
die Unabhängigkeit der Gutachter sei in Frage zu stel-
len, auch inhaltlich lasse das Papier zu wünschen üb-
rig.

So seien nur der Verkehr und die Routen im Umkreis
von 25 Kilometern umWürgassen untersucht worden,
nicht bis zum jeweiligen Autobahnanschluss. Dadurch
sei beispielsweise das 17-prozentige Gefälle am Ith
oder eine Engstelle bei Kammerborn nicht enthalten.
Die Strecke von der Autobahn 44 ab Kassel über die
Bundesstraße 83 nach Würgassen sei ganz außen vor
geblieben. „Da will man es sich wohl mit den vielen
Menschen in Kassel nicht verderben“, mutmaßt Wil-
helm.

Er hofft, dass die neue Bundesumweltministerin Stef-
fi Lemke jetzt schnellstmöglich Position zum Thema
Würgassen bezieht. In den Regierungswechsel setzt
Wilhelm viel Hoffnung: „Ich kann mir nicht vorstellen,
dass ein grünes Ministerium weiterhin seine Hand da

drüber hält.“ An der Formulierung zu Würgassen im
Koalitionsvertrag sei die BI nicht ganz unbeteiligt ge-
wesen. „Ich sehe die Möglichkeit, die Fehler der letz-
ten Jahre zu revidieren“, sagt Wilhelm. Damit meint
er, dass das Auswahlverfahren auf Null gesetzt werden
müsse.

Sollte es dennoch – wie von der BGZ angekündigt-
im Frühling zu einem Bauantrag für das Mega-Projekt
auf dem ehemaligen Kernkraftwerksgelände kom-
men, werde sich die BI auch vor einem Rechtsstreit
nicht scheuen. Aktuell wurde mit Philipp Heinz aus
Berlin ein weiterer Fachanwalt verpflichtet. Wilhelm
fordert, dass die BGZ alle weiteren Planungen auf Eis
legen soll, bis im Sommer das Ergebnis des Logistik-
gutachtens vorliegt, dass die Länder NRWundNieder-
sachsen in Auftrag gegeben hatten.

Nach wie vor fragt sich die BI, warum der strahlen-
de Müll nicht direkt aus den in Deutschland verteilten
Zwischenlagern zum Endlager in Salzgitter gebracht
werden kann – so wie es ursprünglich mal vorgese-
hen gewesen sei. Die Gegner bezweifeln, dass der Um-
weg über den zentralen Umschlagplatz in Würgassen
überhaupt Sinnmacht. Die BGZ argumentiert seit lan-
gem, dass der Müll dann schneller im Endlager Kon-
rad in Salzgitter eingelagert werden könne.„Den Be-
weis dafür ist sie aber bis heute schuldig geblieben,
es gibt dazu keine harten Zahlen, Daten, Fakten“, kri-
tisiert Dirk Wilhelm. Eine echte Kosten-Nutzen-Risiko-
Analysemüsseher. „Wo liegt derwirtschaftliche Vorteil
des zentralen Bereitstellungslagers?“

»Ich hoffe, dass

wir an das geplante Lager im März

einen Haken dran machen können«

In dem Logistikgutachten werde erstmals die Not-
wendigkeit eines zentralen Bereitstellungslagers un-
tersucht. Anhand einer Simulation würden die Logis-
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tikketten mit und ohne LOK betrachtet. „Es geht um
zurückgelegte Wegstrecken, aber auch um den Zeit-
aufwand und die Emission radioaktiver Stoffe.“ Erst
danach könne seriös beurteilt werden, ob nicht auch
einedezentraleAnlieferungmachbarwäre.Oderobei-
ne Zwischenstation in einemBereitstellungslager zum
Vorsortieren des in Container verpackten strahlenden
Mülls sinnvoll ist.

Erst danach könne es an die Standortfrage gehen. Die
BI fordert hier einen kompletten Neustart des Aus-
wahlverfahrens und zählt noch einmal sämtliche Kri-
tikpunkteauf. Fazit: „DieAuswahlkriterienwurdenwill-
kürlich gewählt, die Vorgaben der Entsorgungskom-
mission missachtet“, sagt Wilhelm.

Man habe beim Abstand zum nächsten Bahngleis
und bei den Straßenkilometern mit falschen Anga-
ben hantiert. „Um diese Fehler bereinigt, wäre ein
Patt zwischen Würgassen und dem zweiten Stand-
ort bei Braunschweig entstanden.“ Ausschlusskriteri-
en wie eine zu nahe Wohnbebauung, die Gefahr von
Erdsenkungen, die Lage in einem Hochwassergebiet
oder das Fehlen einer zweigleisigen Gleisanbindung
seien einfach weggewischt worden. Genauso wie die
schlechte Verkehrsanbindung. Aufgrund der vielen in
seinen Augen „offensichtlichen“ Mängel im Verfahren
ist DirkWilhelmoptimistisch: „Ich hoffe, dasswir da im
März einen Haken dran machen können.“
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